
tin.» Auch der Zuger CVP-Nationalrat 
GerhardPfister sagt: «Die Unterstützung 
für Bundesrâtin Widmer-Schlumpf wh:d 
in der CVP'Fraktion durch den BDP­
Entscheid ni eh t grõsser.» 

BDP-Prasident Martin Landolt zeigt 
Verstandnis für die Enttauschung in d er' 
CVP. Die . bisherige Zusammenarbeit 
zwischen den Parteien werde aber wei-

. tergeführt. Dass sich die BDP mit ihrer 
Absage selber schadet, glaubt Landolt 
nicht. Im September hatte er jedoch 
dem «Bund» iin Interview gesagt, dass 
die BDP ohne «massives Zeichen bei d en 
Wahlen aliein als BDP kein Recht und 
kéinen Anspruch auf einen Bundesrats­
sitz» habe. Konkret: Ohne Zusammen­
gehen mit einem starkeren Partner ver-, 
liere di e BDP ihren Regierungssitz.' 
Diese Aussage habe sich auf den Fali ei­
ner Vakanz, also eines Rücktritts von 

fãnden. Einige in der CVP vermuten al­
lerdings, dass Widmer-Schlumpf 2015 
gar nicht mehr antritt. Auffallig ist je­
d'enfalis, dass in Graubünden der Wi­
derstand gegen das Zusammengehen 
mit der CVP gross war. Das dürfte auch 
mit der konfessionsbedingten Konkur­
renz zu tun haben. BDP und CVP gehõ" 
ren zu den grossen bürgerlichen Kraf­
ten, wobei tendenziell die BDP in den 
reformierten un d die CVP in den katho­
lischen Gebieten stark ist. 

Der frühere BDP-Prasident Haris 
Grunder begründet die Absage der BDP­
Basis in deri Kantonalparteien mit der 
Angst, das eigene Profil zu verlieren. 
«Manche sagten, dass sie mit Knochen­
arbeit die BDP aufgebaut hatten un d sich 
durch eine Uni o n mit d er CVI> verschau­
kelt vorkamen», sagt Grunder. «Einige 
befürchteten etwa, dass die BDP nie 

Zeitpunlct der Dis!mssiorien ein]ahr vor 
den Wahlen geaussert. Für den Solo­
thurner CVP-Nationalrat Stefan Müller­
Altermatt greift der Gedanke ans eigene 
Profil für die Wahlen 2015 jedoch zu 
kurz. Die BDP schwache mit ihrer Ab­

. sage die poliüsche Mitte und helfe den 
Polparteien. 

CVP ist auflBDP angewiesen 
«Die BDP macht eihen schweren Feh­
ler», heisst es im internen CVP-Papier 
an die Mitglieder. Bei allem Frust kann 
di e CVP alierdings der BDP di e Tür nicht 
zuschlagen. Denn im gleichen Papier 
weist die CVP ihre Mitglieder darauf 
hin, dass «ein halbes Dutzend unserer 
Nationalratssitze direkt von Listenver­
bindungen mit der BDP abhangt». Bei 
den letzten Wahlen erreichte die CVP 
noch einen gesamtschweizerischen 

Umfrage noch 11,2 Prozent. Aber auch 
die BDP muss um ihre neun National­
ratssitze kampfen. 2011 kam sie auf 5,4 
Prozent. Ein ]ahr vor den nachsten 
Wahlen erreichte sie gemass SRG­
Umfrage 4,8 Prozent. 

Aus Sicht der anderen Parteien an­
dert di e gescheiterte Hochzeit von CVP 
und BDP wenig. «Solange die anderen 
Parteien w:eiterhin die Konkordanz bre­
chen, bleibt alles beim Al t en», sagt SVP­
Fraktionschef Àdrian Amstutz. Bei SP 
und Grünen dürfte Widmer-Schlumpf 
bei einer erneuten Kandidatur weiter­
hin bessere Chancen ha ben· als ein 
allfalliger zweiter SVP-Kandidat. Wid­
mer-Schlumpfsei im Parlament breit alc­
zeptiert, sagt Regula Rytz, Co-Prasiden­
tin der Grünen. «Solange sie Bundesra­
tin bleiben will, wird di e BDP ihren Sitz 
halten kõnnen.» 

;:Franzõsisch ist keine Fr~mdsprache, sondern eine Landessprache)) 

Elisabeth Baume-Schneider 
(SP), Bildungsdirektorin 
des Kantons Jura, warnt 
vor einem obligatorischen 
Sprachaustausch. 
Sie hat andere Ideen. 

lnbmriew: Anja Burri 

In einzelnen Kantonen soll der 
Franzõsischunterricht auf die 
Seku.ndarstufe verschoben werden. 
Unterschatzen wir in der Deutsch­
schweiz die Befindlichkeiten 
in der }tomandie? . 
Es gefalltmir nicht, dass es nun immer 
h eis s(, wir Romands seién empfindlich. 
Wir sind nicht beh.iidigt, wfr sind 
besorgt. Als Schweizer istuns bewusst, 
dass unser Land von dert Sprachen zu­
sammengehaltep wird. Wir fordern, 
dass alle Bewohner der Schweiz 
Verantwortung übernehmen und sich · 
um die anderen Landessprachen be-
mühen. · 

§trassenumfr~gen zeigen: 
Schüler in der Westschweiz 
sprechen au eh nicht alle 

_ gut Deutsch. 

Natürlich traumen auch die West­
schweizer Schüler nicht auf Deutsch. 
Das Sprachenlernen ist eine grosse 
Herausforderung für alle. Im Übrigen 
müssen die J(inder auch nicht perfekt 
zweisprachig sein, wenn sie aus der 
Schule kommen. 

Wie meinen Sie das? 
- Sprachenlernen ist kompliziert wie ein 
Uhrwerk: Es braucht viele kleine Rad­
chen, damit es am Ende funktioniert. 
Dié Schule soli den Kindern diese Rad­
chen, eine Grundausstattung, initge­
ben. Es braucht Kenntnisse der Gram­
matik, einen Wortschatz und vor allem 
Interesse un d Freude an der anderen 
Sprache und Kultur. Das kann die 
Schule leisten. D er Rest hangt vom Ein-
zelnen ab. · 

Wissenschaftler sagen, es spiele 
keine Rolle, ob der Spracliunterricht 
ein paar Jahre früher oder 
spater beginne. Es komine auf -
die Qualitat an. 
]à, ich kenne diese Studién. Aber es 
geht n un einmal nicht n ur uin Wissen- · 
schaft in dieser Frage, sondern um d en 
Zusammenhalt unseres Landes. Die 
Schule muss allen Schülern zumindest 
die MÕglichkeit bieten, in der Primar-

schule eine zweité Landessprache zu 
lernen. 

Die Nidwaldner Regierung will alle 
Kinder in einen Sprachaustausch 
schicken. Das soll den spateren §tart 
des Franzõsischunterrichts 
wettmachen. 
Das tõnt sehr gut. Aber ich sage Ihnen: 
In der Realitat ist so etwas sehr kom­
pliziert. Denken Sie an die Zeit, die 
es braucht, einen flachendeékenden 
Sprachaustausch zu organisieren! Müs- . 
s en das di e Lehrer in ihrer Freizeit tun?· 
Ich sehe eine grosse Gefahr, dass so ein · 
Austauschobligatorium eine grosse Be­
lastung für die Lehrer sein wird. Und 
denken Sie an die Kosten. Schliesslich ist 
es au eh nicht sicher, o b alle Eltern damit 
einverstandert sind. · 

IEiisabeUo Baume· 
Schneider 
Die 51-jahrige 
Okonomin und 
Sozialarbeiterin ist 
seit 12 Jahren i m 

. Regierungsrat des 
Kantons Jura, d en sie 
2006 bis 2008 
prasidierte. 

Haben Sie bessere Ideen? 
Wenn Austausch, danil schlage ich 'eh er 
ein Programm für Sprachassistenten 
vor: Studenten kõnnten in anderen Lan­
desteilen eine Art Praktikum ma:chen 
und dort an Schulen Konversations­
unterricht geben. 

Viele Deutschschweizer fühlen sich 
dem Englischen naher. Wie 
überzeugen Sie Kinder oder 
Teenager davon, dass Franzõsisch 
die wichtigste Fremdsprache iSt? 
In den Medien ist immer von «Fremd­
sprachen» die Rede. Damit leisten Sie 
einen Beitrag zum Sprachenstreit. 
Franzõsisch und Italienisch sind 
namlich keine Fremdsprachen, es sin d 
Landes- oder Heimatsprachen wie 
Deutsch auch. 

Und was sagen Sie zu meiner Frage? 
Wir müssen den jungen Menschen klar­
machen, dass sie ihren Wert auf d em Ar­
beitsmarkt steigern, wenn sie eiile 
zweite Landessprache sprechen. · Die 
Nachbarlander - Frankreich, Delitsch­
la:nd und ltalien - sind ganz wichtige 
Handelspartner.für die Schweiz. r 

Wie sollen die Erziehungsdirel{tm·en 
die Sprachenfrage lõsen? 

steht zuhinterst im Glarnerland auf der 
Muttenalp und ist Teil des Megapump­
speicherwerks Linthal2015. (sda) 

Kirche 
UJmer Pfarrer segnet 
lesbisdiles Paar 
Der katholische Pfarrer · der Urner Ge­
meinde Bürglen hat im Oktober ein les­
bisches Paar gesegnet. Dieses hatte den 
Ceistlichen darum ersucht. Er wider­
setzte sich damit der Meinung der Kir­
chenoffiziellen.· Das Bistum Chur will 
dem Fali nun nachgehen. Die Segnung 
fand im Oktober statt. Es handelte sich 
nicht um eine Trauung, ahnelte aber in 
d er Form einer .solchen. Der Sprecher 
des Bürgler Pfarreirats bestatige am 
Freitag In:formationen des «Urner Wo­
chenblatts». (sda) 

Ich wünsche mir, dass wir es schaffen, 
di e Sprachenstrategie der EDK von 2004 
beizubehalten. Mit diesem Kompromiss 
lernen di e Kinder in d er ganzen Schweiz 
spatestens ab der fünften Klasse eine 
zweite Landessprache. Ich hoffe fest, 
dass wir «gute Schweizen> sein werden~ -

Er:dehungsdirelktoren 
Strategie von 2004 bestatigt 

An Schweizer Primarschulen sollen ei ne 
zweite Landessprache und Englisch unter­
richtet werden. Die Erziehungsdirektoren­
konferenz hat an ihrer Jahresversammlung 
in Basel di e Sprachenstrategie von 2004 
bestatigt. die mittlerweile in 23 Kantonen 
umgesetzt wird. Di e Erziehungsdirektoren 
fassten den Entschluss allerdings nicht 
einstimmig. Prasident Christoph Eymann 
(BS) sagte gestern vor Medienvertretern, 
.die Bildungsdirektoren hatten mit 22 zu 
2 Stimmen bei einer Enthaltung und einer 
Ab'wesenheit der Sprachenstrategie zuge-

. stimmt. lnnenminister Alain Bersef sagte 
an der Medienkonferenz, der Bund werde 
di e Kantone bei d er Umsetzung unterstützen. 
Sollte allerdings ei n Kanton defiriitiv 
beschliessen, eine Landessprache nicht 
in der Primarschule zu unterrichten, 
werde d er Bund einschreiten. (sda) · 


